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Erklärungen der Republik Österreich 

anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
 
 

„1. Erklärung zu Artikel 2 – 5: 

Österreich geht davon aus, dass in der Durchführungsvereinbarung nach Art. 6 in 

verbindlicher Weise insbesondere die Voraussetzungen festzulegen sind, bei deren 

Vorliegen es zu einem Treffer im Sinne des Art. 3 Abs. 2 Satz 1 des Übereinkommens 

kommt. Darüber hinaus geht Österreich davon aus, dass  die Vertragsparteien internationale 

Standards zum Abgleich von DNA-Profilen, wie sie etwa im Rahmen von Interpol (1), aber 

auch im Rahmen der Europäischen Union (2) erarbeitet wurden und werden, bei der 

praktischen Anwendung der Art. 2 bis 5 sowie der Ausarbeitung der bezüglichen 

Durchführungsvereinbarung angemessen berücksichtigen werden. 

 

Anmerkung: (1) Interpol International DNA Gateway, (2) Entschließung des Rates vom 25. 

Juni 2001 über den Austausch von DNS-Analyseergebnissen (2001/C 187/01). 

 

2. Erklärung zu Artikel 2 Absatz 3: 

 

Österreich gestattet den nationalen Kontaktstellen der anderen Vertragsparteien den Zugriff 

auf die Fundstellendatensätze seiner DNA-Analyse-Dateien mit dem Recht, diese im 

Einzelfall automatisiert mittels eines Vergleiches der DNA-Profile abzurufen, und zwar 

ausschließlich zum Zwecke der Verfolgung solcher Straftaten, die die Voraussetzung für die 

Erlassung eines Europäischen Haftbefehls nach Art. 2 Abs. 1 oder 2 des 

Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und 

die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten, ABl. Nr. L 190 vom 18.7.2002, 1, 

erfüllen. 

 

3. Erklärung zu Artikel 8 bis 10: 

 

Österreich geht davon aus, dass in der Durchführungsvereinbarung nach Art. 11 Abs.  2 in 

verbindlicher Weise insbesondere die maximale Anzahl der potentiell übereinstimmenden 

Fundstellendatensätze festzulegen ist, die von der Datei führenden Vertragspartei an die 

jeweils abrufende Vertragspartei zum Zwecke der endgültigen Zuordnung zu einem 

Fundstellendatensatz übermittelt werden dürfen. 
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4. Erklärung zu Artikel 23 

 

Für die Erteilung einer Genehmigung durch die Republik Österreich zur Rückführung einer 

Person über österreichisches Hoheitsgebiet durch eine andere Vertragspartei müssen die 

Weiterreise und die Übernahme durch das Zielland gesichert sein. Der Antrag auf 

Durchbeförderung wird abgelehnt, wenn die Person in einem weiteren Durchgangsstaat oder 

im Zielstaat 

1. Gefahr läuft, unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe 

unterworfen zu werden, oder 

2. in ihrem Leben oder ihrer Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer 

Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihren 

politischen Ansichten bedroht wäre; 

3. die Durchbeförderung abgelehnt werden kann, wenn die Person wegen einer 

strafbaren Handlung verfolgt werden müsste. 

 

5. Erklärung zu Artikel 24 bis 27 

 

Gemäß der in Artikel 47 Absatz 2 Satz 2 eingeräumten Möglichkeit, wird die Republik 

Österreich in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland anstelle der Bestimmungen der 

Artikel 24 bis 27 die Artikel 7, 19, 21 und 22 des Vertrags zwischen der Republik Österreich 

und der Bundesrepublik Deutschland über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur 

polizeilichen Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten anwenden. 

 

6. Erklärung gemäß Artikel 42 

Für Österreich werden die folgenden Dienststellen des Bundesministeriums für Inneres und 

folgende Behörden und Beamte benannt: 

1. nach Artikel 6 Absatz 1 die nationalen Kontaktstellen für die DNA-Analyse: die 

Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Bundeskriminalamt 

2. nach Artikel 11 Absatz 1 die nationalen Kontaktstellen für die daktyloskopischen 

Daten: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Bundeskriminalamt 

3. nach Artikel 12 Absatz 2 die nationalen Kontaktstellen für die Daten aus den 

Fahrzeugregistern: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, 

Bundeskriminalamt 

4. nach Artikel 15 die nationalen Kontaktstellen für den Informationsaustausch bei 

Großveranstaltungen: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 
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5. nach Artikel 16 Absatz 3 die nationalen Kontaktstellen für Informationen zur 

Verhinderung terroristischer Straftaten: die Generaldirektion für die öffentliche 

Sicherheit, BVT 

6. nach Artikel 19 die nationalen Kontakt- und Koordinierungsstellen für die 

Flugsicherheitsbegleiter: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, EKO 

Cobra 

7. nach Artikel 22 die nationalen Kontakt- und Koordinierungsstellen für die 

Dokumentenberater: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Abteilung II/2 

8. nach Artikel 23 Absatz 3 die nationalen Kontaktstellen für die Planung und 

Durchführung von Rückführungen: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, 

Abteilung II/3. 

9. nach den Artikeln 24 bis 27 die zuständigen Behörden und Beamten. Das sind: 

− gemäß Artikel 24 jene Behörden, die gemeinsame Streifen sowie sonstige 

Einsatzformen bilden: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Referat II/2/a 

(Exekutivdienst) 

− gemäß Artikel 24 jene Beamten oder sonstigen staatlichen Bediensteten, die bei 

solchen Einsätzen mitwirken: Angehörige der Bundespolizei und des rechtskundigen 

Dienstes der Sicherheitsbehörden 

− gemäß Artikel 25 jene Stellen, die bei Maßnahmen bei gegenwärtiger Gefahr 

unverzüglich zu unterrichten sind: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 

− gemäß Artikel 26 jene Behörden, die für die gegenseitige Unterstützung bei 

Großereignissen, Katastrophen und schweren Unglücksfällen zuständig sind: die 

Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 

− gemäß Artikel 27 jene Behörden, die für die Zusammenarbeit über Ersuchen 

zuständig sind: die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Bundeskriminalamt 
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